Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1966 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über Ausgleichsleistungen an Sowjetzonenflüchtlinge 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 


Ausgleichsfonds für Sowjetzonenflüchtlinge 


(1) Für Ausgleichsleistungen an Sowjet- 
zonenflüchtlinge wird als Sondervermögen 
des Bundes ein Ausgleichsfonds für Sowjet- 
zonenflüchtlinge gebildet. 

(2) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds nach 
dem Lastcnausgleichsgesetz (§ 5 LAG) wer- 
den dem Ausgleichsfonds für Sowjetzonen- 
flüchtlinge je Rechnungsjahr bis zu 40 Mil- 
lionen Deutsche Mark zugeführt. Im Rech- 
nungsjahr 1955 kann ein höherer Betrag be- 
reitgestellt werden. 

(3) Der Bund leistet vom Rechnungsjahr 
1956 ab an den Ausgleichsfonds für Sowjet- 
zonenflüchtlinge jährlich Zuschüsse in Höhe 
des nicht nach Absatz 2 bereitgestellten Mit- 
telbedarfs, mindestens jedoch in Höhe von 
100 Millionen Deutsche Mark. 


§ 2 


Ausgleichsleistungen 


(1) Ausgleichsleistungen werden an Per- 
sonen gewährt, die nach den §§ 3 oder 4 
des Bundesvertriebenengesetzes als Sowjet- 
zonenflüchtlinge oder gleichgestellte Perso- 
nen anerkannt worden sind. 


(2) AE Ausglcichsleistungen werden ge- 
währt 

1 . Eingliederungsdarlehen entsprechend den 
§§ 253 bis 260 LAG, 

2. Kriegsschadenrente entsprechend den 
§§ 261 bis 277 und 284 bis 292 LAG, 

3. Hausratentschädigung entsprechend den 
§§ 293 bis 297 LAG, 

4. Ausbildungshilfe (Mittel zur Berufsaus- 
bildung Jugendlicher oder Umschulung für 
einen geeigneten Beruf) entsprechend 
§ 302 LAG. 

§ 3 

Feststellung von Schäden 

Soweit zur Durchführung dieses Gesetzes 
die Feststellung von Schäden erforderlich ist, 
ist nach § 43 Nr. 3 des Feststellungsgesetzes 
eine Rechtsverordnung zu erlassen. 

§4 

Verwaltung und Verfahren 

(1) Die Verwaltung des Ausgleichsfonds 
für Sowjetzonenflüchtlinge obliegt dem Prä- 
sidenten des Bundesausgleichsamtes nach den 
für den Ausgleichsfonds nach dem Lasten- 
ausgleichsgesetz geltenden Bestimmungen. 
Zuständig für die Durchführung dieses Ge- 
setzes sind die bestehenden Ausgleichs- 
behörden. 
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(2) Werden Ausgleichsausschüsse (§ 309 

LAG) oder Beschwerdeausschüsse (§ 310 

LAG) mit Anträgen nach diesem Gesetz be- 
faßt, so muß einer der Beisitzer Sowjetzonen- 
flüchtling sein. 

(3) Der ständige Beirat beim Bundesaus- 
gleichsamt (§ 314 LAG) wird durch zwei 
vom Bundesminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte auf Vorschlag 
der von ihm anerkannten Sowjetzonen- 
flüchtlingsverbände ernannte Mitglieder er- 
weitert. 


§ 5 


Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


§ 6 


Inkrafttreten 


(4) Für das Verfahren gelten die Bestim- 
mungen des Lastenausgleichsgesetzes ent- 
sprechend. 


Dieses Gesetz tritt in Kraft am Ersten des- 
jenigen Monats, der dem Tag der Verkün- 
dung dieses Gesetzes folgt. 


Bonn, den 14. Dezember 1955 


Dr. Klötzer 
Seiboth und Fraktion 



